Hinweise zu arbeitsrechtlichen Fragen in Zusammenhang mit Corona 

(Stand 9. April 2020, 12.30 Uhr)
Anordnungen des Arbeitsgebers in Zusammenhang mit Corona sind grundsätzlich dienstliche Weisungen, die im Rahmen des Direktionsrechts für die Mitarbeitenden verbindlich sind. Insbesondere besteht eine grundsätzliche Verpflichtung zur Arbeitsleistung, solange vom Arbeitgeber nichts anderes angeordnet ist. Ausnahmen sind nur denkbar, wenn die Arbeitsleistung für die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter unzumutbar ist, § 275 Absatz 3 BGB. Bloßes Husten von anderen Menschen in der Dienststelle reicht dafür nicht.

Vorrang der Heimarbeit 
Sind die äußeren Voraussetzungen gegeben, besteht die Möglichkeit, die geschuldete Arbeitsleitung von zu Hause aus zu erbringen. Es sind deshalb für den Fall, dass die Arbeitserbringung in der Dienststelle nicht möglich ist, vor allen anderen Maßnahmen die Möglichkeiten der Heimarbeit zu nutzen und auszuschöpfen. 
Entgeltfortzahlung, wenn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter selbst an Corona erkrankt oder von einer Quarantänemaßnahme betroffen sind 

Ist eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter selbst an Corona erkrankt, gelten die allgemeinen Regelungen zur Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall gemäß § 3 EFZG und § 21 BAT-KF.

Ist die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter selbst von einer behördlichen Maßnahme, insbesondere Quarantäne ohne nachgewiesene eigene Erkrankung betroffen, gilt § 56 Infektionsschutzgesetz. Die dort normierte Entschädigung in Höhe des Verdienstausfalls ist zunächst – längstens für sechs Wochen – vom Arbeitgeber zu zahlen, wird diesem aber von der zuständigen Behörde auf Antrag erstattet, § 56 Abs. 5 IfSG. 
Verspätung aufgrund des Ausfalls öffentlicher Verkehrsmittel 
Kommt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter aufgrund des Ausfalls oder der Einschränkung bei öffentlichen Verkehrsmitteln verspätet zur Arbeit, hat sie oder er für die versäumte Zeit keinen Anspruch auf Zahlung des Entgeltes; das Wegerisiko obliegt grundsätzlich der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter.

Entgeltfortzahlung im Falle einer Betriebsstörung 
Können kirchliche Schulen oder Kindertagesstätten ihre Hauptaufgaben aufgrund der Schließung durch behördliche Maßnahmen nicht mehr wahrnehmen, können Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch in dieser Zeit arbeitsvertraglich geschuldete Leistungen auferlegt werden, die nicht von der Schließung umfasst sind, z. B. Vor- und Nachbereiten von Unterricht, Vor- und Nachbereiten von Projekten, konzeptionelle Arbeit. 
Gibt es dagegen nicht die im letzten Absatz genannten Beschäftigungsmöglichkeiten oder muss der Arbeitgeber seine Betriebstätigkeit vollständig einstellen (zum Beispiel, weil der Betrieb insgesamt wegen des Auftretens von Corona-Fällen behördlich geschlossen wird) und können die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihre arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeiten deshalb nicht mehr ausüben - auch nicht im Wege der Heimarbeit -, behalten sie nach der Lehre vom Betriebsrisiko, § 615 Satz 3 BGB, auch bei Freistellung grundsätzlich ihren Entgeltanspruch. 

Möglichkeiten, wenn die Kita/Schule geschlossen ist und die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter Kinder selbst betreuen muss

Kann die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die Arbeit nicht in der Dienststelle erbringen, weil die Schule oder Kindertagesstätte ihrer oder seiner Kinder geschlossen ist und sich auch keine weitere Möglichkeit der Kinderbetreuung findet, sind zunächst alle Möglichkeiten der Heimarbeit auszuschöpfen.

Gelingt dies nicht, greift in diesen Fällen § 615 Satz 3 BGB nicht, weil die Unmöglichkeit der Arbeitserbringung der Sphäre der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters zuzurechnen ist. 
Es besteht aber die Möglichkeit, der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter gemäß § 28 Abs. 3 BAT-KF Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 20 Abs. 6 BAT-KF bis zu drei Arbeitstagen zu gewähren. Für einen solchen dringenden Fall mag sprechen, dass Heimarbeit nicht möglich ist, weil kein Heimarbeitsplatz eingerichtet ist oder eingerichtet werden kann oder die erforderliche Kinderbetreuung Heimarbeit nicht zulässt, auch weil wegen der Schutzmaßnahmen im Zusammenhang mit Corona Großeltern zur Betreuung nicht in Betracht kommen.

In begründeten Fällen kann darüber hinaus gemäß § 28 Abs. 3 Satz 3 BAT-KF bei Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt werden, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten.

In den anderen Fällen hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter Urlaub zu nehmen oder Überstunden abzubauen. 

NEU: Aufgrund der Neufassung von § 56 Abs. 1a, Abs. 2 Satz 4 des Infektionsschutzgesetzes vom 27. März 2020 erhalten erwerbsfähige Sorgeberechtigte von Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder behindert und auf Hilfe angewiesen sind, und keine anderweitige zumutbare Betreuungsmöglichkeit sicherstellen können und dadurch einen Verdienstausfall erleiden, eine Entschädigung in Geld in Höhe von 67 Prozent des dem erwerbstätigen Sorgeberechtigten entstandenen Verdienstausfalls für längstens sechs Wochen, monatlich höchstens 2016 Euro.
Vom Anspruch ausgeschlossen sind Mitarbeitende in Kurzarbeit, im Homeoffice, in Urlaub, während der Zeit des Abbaus von Zeitguthaben, aus Gründen der Freistellung unter Fortzahlung des Entgelts (z. B. Anspruch nach § 28 BAT-KF) sowie Beamte und Beamtinnen. 
Der Entschädigungsanspruch gilt nur für Zeiten, für die eine zumutbare Betreuung der sorgeberechtigten Kinder nicht gewährleitstet ist, folglich für Zeiten, für die kein Notbetreuungsanspruch oder keine Betreuung durch den anderen Elternteil oder Familienmitglieder oder Verwandte, die nicht zur Risikogruppe gehören, erfolgen kann. Ebenfalls besteht für die Zeit der Schulferien kein Anspruch.
Der Anspruch ist unabhängig vom Beschäftigungsumfang, so dass auch Minijobber von der Regelung profitieren.
Der Antrag erfolgt in der Regel durch den Arbeitgeber, der in Vorleistung geht und gegenüber der zuständigen Behörde den Erstattungsanspruch geltend macht. Zuständige Behörden sind in:
Hessen die zuständigen Gesundheitsämter,

Nordrhein-Westfalen die Landschaftsverbände,

Rheinland-Pfalz das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung,

Saarland das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie.

Die Regelung ist für die Zeit vom 30. März bis 31. Dezember 2020 befristet. Antragsfristen sind nicht zu beachten. 
Die benannten zuständigen Stellen geben in ihren Internet-Auftritten weitere Informationen. 
Erholungsurlaub/Zeitguthaben 

Der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter kann Erholungsurlaub nach allgemeinen Grundsätzen gewährt werden. 

Daneben kann ein ggf. bestehendes Zeitguthaben abgebaut werden. Da § 6 BAT-KF eine Jahresbetrachtung bei der Berechnung der wöchentlichen Arbeitszeit vorsieht, kann die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter dabei auch „ins Minus geraten“. 

Daneben besteht noch die Möglichkeit, dass der Arbeitgeber der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter unbezahlten Urlaub gewährt. Das steht im Ermessen der Dienststellenleitung beziehungsweise ist zwischen der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter und der Dienststellenleitung einvernehmlich zu regeln. 

Bereits genehmigter Urlaub 
Bereits genehmigter Urlaub kann nicht ohne Zustimmung der Dienststellenleitung aufgrund der neuen Situation zurückgegeben bzw. nicht angetreten werden. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden wie geplant aufgrund von Urlaub freigestellt. Sie können in dieser Zeit nicht zur Arbeitsleistung verpflichtet werden. Das gilt auch in den Fällen, in denen unter Umständen für andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufgrund des Corona-Virus andere Freistellungsregelungen getroffen werden.  

Kurzarbeit 

Durch das Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der Regelungen für das Kurzarbeitergeld vom 13. März 2020 sind die Möglichkeiten für die Einführung von Kurzarbeit vorübergehend erweitert worden:

· Der Anteil der im Betrieb Beschäftigten, die vom Arbeitsausfall betroffen sein müssen, ist auf 10 Prozent abgesenkt worden. Bis dahin musste mindestens ein Drittel der Beschäftigten von einem Arbeitsausfall betroffen sein. 

· Sozialversicherungsbeiträge werden bei Kurzarbeit von der Bundesagentur für Arbeit vollständig erstattet.

· Kurzarbeit ist auch für Beschäftigte in Zeitarbeit möglich.

· In Betrieben, in denen Vereinbarungen über Arbeitszeitschwankungen genutzt werden, wird auf den Aufbau negativer Arbeitszeitkonten verzichtet. 
Diese Änderungen sind rückwirkend zum 1. März 2020 in Kraft getreten und bis zum 31. Dezember 2021 befristet. 
Im Rahmen von Kurzarbeit besteht die Möglichkeit, die Arbeitszeit vorübergehend, das heißt bis zu einer Dauer von 12 Monaten bis auf Null abzusenken, wenn ein Betrieb oder ein Betriebsteil – auch aufgrund einer angeordneten Betriebsschließung oder anderer äußerer Einflüsse – eingestellt oder erheblich vermindert werden muss. 
In diesem Rahmen kann Kurzarbeit auch dazu beitragen, betriebsbedingte Kündigungen zu vermeiden. Aus den Gründen, die zur Kurzarbeit geführt haben, sind für die Dauer der Kurzarbeit betriebsbedingte Kündigungen unzulässig. 
Die Bundesagentur für Arbeit übernimmt 60 Prozent des ausgefallenen Nettolohns, wenn ein Betrieb Kurzarbeit anordnet. Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Kind sind es 67 Prozent. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben nach § 95 SGB III Anspruch auf Kurzarbeitergeld, wenn ein erheblicher Arbeitsausfall mit Entgeltausfall vorliegt, der Arbeitsausfall der Agentur für Arbeit angezeigt worden ist und die betrieblichen (§ 97 SGB III) wie persönlichen Voraussetzungen (§ 98 SGB III) vorliegen.

Anträge auf Kurzarbeitergeld können auch von kirchlichen Körperschaften gestellt werden. Voraussetzung für die Einführung von Kurzarbeit im kirchlichen Bereich ist der Abschluss einer Dienstvereinbarung, § 6a Abs. 1 ff. BAT-KF, vgl. dort auch die näheren Voraussetzungen. 
Ansprechpartnerin ist die Bundesagentur für Arbeit vor Ort. Anzeigen von Kurzarbeit können ab sofort abgegeben werden. 

Sollte es in Hinblick auf die Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen Rechts Schwierigkeiten geben, lassen Sie uns das bitte wissen. 
Die Arbeitsrechtliche Kommission Rheinland, Westfalen, Lippe ist über die Einführung von Kurzarbeit zu informieren, § 6 a Abs. 8 BAT-KF

Arbeitgeberzuschuss zur Aufstockung des Kurzarbeitergeldes

Der Arbeitgeber kann bei Kurzarbeit einen Zuschuss zum Kurzarbeitergeld gewähren. Bis zu einer Aufstockung, mit der zusammen mit dem Kurzarbeitergeld 80 Prozent des Nettoentgeltes erreicht werden, werden auch hier die Sozialversicherungsbeiträge erstattet. Der Arbeitgeberzuschuss ist in die Dienstvereinbarung zur Einführung von Kurzarbeit aufzunehmen. 
Die Kirchenleitung empfiehlt, wenn es die Verhältnisse in der Dienststelle zulassen, einen Arbeitgeberzuschuss zu gewähren, der dazu führt, dass die Betroffenen zusammen mit dem Kurzarbeitergeld 80 Prozent der Nettoentgeltdifferenz erhalten, Mitarbeitende mit Kindern 87 Prozent der Nettoentgeltdifferenz. Das ist aber nur eine Empfehlung. Ein Arbeitgeberzuschuss kann auch unterbleiben oder in anderer Höhe vereinbart werden. 

Der Arbeitgeberzuschuss ist in die Dienstvereinbarung zur Einführung von Kurzarbeit aufzunehmen.

Musterdienstvereinbarung
Eine Musterdienstvereinbarung hatten wir bereits den letzten Hinweisen beigefügt. In die jetzt vorliegende Fassung haben wir noch einige Ergänzungen aufgenommen, so zu Personen, die von der Kurzarbeit ausgenommen werden, § 1.

Darüber hinaus ist mit § 3 eine Regelung zur Aufstockung des Kurzarbeitergeldes durch den Arbeitgeber eingefügt. Wir weisen noch einmal darauf hin, dass es sich lediglich um eine Empfehlung handelt. Die Klausel kann auch mit anderen Zahlen gefüllt werden oder entfallen. 
Weiteres und Antragsformulare finden sie hier



Klicken Sie auf den Link, um die URL in einem neuen Fenster zu öffnen." \t "_blank" 
https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/kurzarbeitergeld-uebersicht-kurzarbeitergeldformen
 
https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/mit-kurzarbeit-gemein

 HYPERLINK "https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/mit-kurzarbeit-gemeinsam-beschaeftigung-sichern.html" sam-beschaeftigung-sichern.html.

Anmerkung: 

Diese Hinweise sind auf den gegenwärtigen Sachstand bezogen und werden aufgrund von neuen Entwicklungen aktualisiert. 
